
 
Textteil 
 
 
A Planungsrechtliche Festsetzungen  

(§ 9 BauGB und BauNVO) 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 
 
1.1 Im Mischgebiet 1 (MI1), Mischgebiet 2 (MI2) und Mischgebiet 3 (MI3) werden

die Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

 
1.2 Im Mischgebiet 1 (MI1), Mischgebiet 2 (MI2) und Mischgebiet 3 (MI3) sind nicht

zulässig (§ 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO):  
- Anlagen, Betriebe und Einrichtungen, die der gewerblichen Unzucht dienen; 
- Gartenbaubetriebe; 
- Tankstellen; 
- Vergnügungsstätten; 
- Werbeanlagen als selbständige gewerbliche Hauptnutzungen. 

 
1.3 Im Mischgebiet 1 (MI1) sind im Erdgeschoss Wohnungen unzulässig (§ 1 Abs.

7 Nr. 2 BauNVO). 
 
1.4 Im Mischgebiet 2 (MI2) sind Wohnungen unzulässig (§ 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO). 
   
 
2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO) 
 
2.1 Firsthöhe und Traufhöhe 
 Die mit FH und TH festgesetzten First- und Traufhöhen sind maximale Höhen,

die um höchstens einen Meter unterschritten werden dürfen.  
 
2.2 Gebäudeoberkanten 
 Die mit OK festgesetzten Höhen sind maximal zulässige Höhen für die Ober-

kante der Dachdeckung. Sie dürfen durch technische Aufbauten überschritten
werden.  

 
 
3. Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO) 
 
3.1  Private Stellplätze sind nur in Tiefgaragen zulässig. 
 
 
4. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
4.1 Der "Fußgängerbereich" ist Fußgängern vorbehalten. Fahrzeugverkehr kann

zur Erschließung angrenzender Grundstücke durch straßenverkehrsrechtliche
Anordnung zugelassen werden. 

4.2 In den "verkehrsberuhigten Bereichen" ist die Nutzung der Verkehrsfläche ent-
sprechend der Straßenverkehrsordnung eingeschränkt. 

 
 
5.  Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
5.1  Die mit Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger zu belasten-

den Flächen (lr) können nur in beschränkter Weise und im Einvernehmen mit
den Ver- und Entsorgungsträgern bebaut und genutzt werden. 

 
 
6. Vorkehrungen zur Minderung von schädlichen Umwelteinwirkungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
6.1  Bei den mit dem Planzeichen "i" gekennzeichneten Gebieten handelt es sich

um Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen
Verkehrslärmimmissionen zu treffen sind. Die besonderen baulichen Vorkeh-
rungen müssen so beschaffen sein, dass in Wohnräumen tagsüber (6.00 bis
22.00 Uhr) ein Innenschallpegel von 35 dB (A) und in Schlafräumen nachts
(22.00 bis 6.00 Uhr) ein Innenschallpegel von 30 dB (A) nicht überschritten
wird. 

 Bezüglich der zulässigen Innenschallpegel in Kommunikations- und Arbeits-
räumen wird auf die VDI 2719 hingewiesen. 

 
 
7.  Pflanzgebote und Pflanzbindungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und 25 b BauGB) 
 
7.1 Pflanzgebot für Dachbegrünung 

Flachdächer und Dachflächen mit einer Neigung bis zu 15° sind flächende-
ckend mit einer Extensivbegrünung zu versehen. Die Flächen sind mit einer
mindestens 15 cm starken Substratschicht zu überdecken und mit Gräsern und
Stauden zu bepflanzen, so dass dauerhaft eine geschlossene Vegetationsde-
cke gewährleistet wird. Die Dachbegrünung muss eine Wasseraufnahmekapa-
zität von mindestens 35 l/m² im Gesamtaufbau aufweisen (Herstellernachweis
erforderlich). 

 
7.2 Pflanzbindung für Einzelbäume 

Die mit Pflanzbindung festgesetzten Einzelbäume sind dauernd zu unterhalten.
Abgängige Bäume sind in den entsprechenden Arten nachzupflanzen. 

 
   
8. Nachrichtliche Übernahme von Denkmälern 

(§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 
8.1  Die mit "D" gekennzeichneten Gebäude, die Grünanlage Maille und die Stadt-

kanäle Roßneckarkanal und Wehrneckarkanal sind Kulturdenkmale und unter-
liegen den Bestimmungen des Denkmalschutzes. 

 
9. Erhaltung baulicher Anlagen 

(§ 172 BauGB) 
 
9.1 Das Plangebiet wird - mit Ausnahme des Bereichs südlich des Wehrneckars -

nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB als Gebiet bezeichnet, in dem die Errichtung,
der Abbruch, die Änderung oder die Nutzungsänderung von Gebäuden der Ge-
nehmigung bedürfen.  

Örtliche Bauvorschriften 
 
 
A          Örtliche Bauvorschriften 

(§ 74 LBO) 
 
 
1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)  
 
1.1 Im Mischgebiet 1 (MI1) gilt: 
 
1.1.1    Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz 
 

1. Die Fassaden von Gebäuden sind deutlich erkennbar als tragende Erdge-
schosszone und als flächige Lochfassade in den Obergeschossen auszu-
bilden, dabei muss der Wandanteil in den Obergeschossen größer sein als
der Öffnungsanteil. Öffnungen sind als stehende Rechtecke in Art, Propor-
tion, Form und Abmessung am historischen Bestand des Gebäudes und
der Umgebung auszurichten. 

 
2. Die von Fernsichtpunkten, vom öffentlichen Verkehrsraum und von der

Nachbarschaft einsehbare Dachlandschaft und ihre Dächer dürfen in ihrer
Einheitlichkeit, Lebendigkeit und Geschlossenheit, insbesondere in Bezug
auf Dachform, maßstäbliche Gliederung, Material und Farbe sowie Detail-
ausbildungen, in ihrem Gesamtbild nicht beeinträchtigt werden. 

 
3. Die zur Verwendung kommenden Materialien und Farben für bauliche An-

lagen und Bauteile müssen auf die besondere gestalterische Situation der
historischen Altstadtsubstanz Bezug nehmen. Sie sind untereinander abzu-
stimmen. 
Faserzement-, Kunststoff- und ähnliche Platten oder Schindeln sowie glän-
zende, reflektierende oder glasierte Oberflächen, grelle und sehr dunkle
Farben, grob oder buckelig ausgeführte Putze sind zur Gestaltung der bau-
lichen Anlagen nicht zulässig. 

 
 
1.1.2 Gestaltungsregeln 
 

1. Fassade 
 
- Erdgeschoss 

Die vom öffentlichen Verkehrsraum einsehbaren Außenwandflächen von
Gebäuden sollen auch im Erdgeschoss einen geschlossenen Wandanteil
erhalten. Dabei müssen Eckpfeiler und Mittelpfeiler deutlich ablesbar blei-
ben. 

 
- Obergeschosse und Giebel 

Obergeschosse und Giebel sind gestalterisch als Einheit herzustellen.  
Ausnahmsweise können Fenstergruppen zugelassen werden.  
Senkrechte Fensterbänder sind nicht zulässig. 

 
-  Fenster und Türen 

Rollladenkästen und Vorrichtungen mit Außenjalousien sind baulich zu in-
tegrieren. Rollläden und Außenjalousien müssen farblich auf die Fassade
abgestimmt sein. 

2. Dach 
 
Zulässig sind mittige Satteldächer mit einer Dachneigung zwischen 47 o und
60 o.  
 
- Dachgauben und Dacheinschnitte, Dachfenster 

Dachgauben und Dachliegefenster müssen von der traufseitigen Au-
ßenwand und dem First horizontal gemessen einen Abstand von jeweils
mindestens 1,00 m und von der Giebelwand einen Abstand von mindes-
tens 1,50 m einhalten. 
 
Die Breite aller Dachgauben einer Dachseite darf insgesamt 40 % der
Gebäudelänge nicht überschreiten. Dabei soll die maximale Breite der
einzelnen Dachgauben 2,00 m und der seitliche Mindestabstand der
Gauben untereinander jeweils 2,00 m betragen. 
 
Die Höhe der Fenster der Dachgauben muss erkennbar unter der Höhe
der Fenster in den Obergeschossen bleiben, Dachrinnen sind an den
Dachgauben nicht zulässig. 
 
Liegende Dachfenster sind im Format als stehende Rechtecke mit je-
weils max. 1,00 m2 zulässiger Größe herzustellen. Auf der vom öffentli-
chen Verkehrsraum einsehbaren Seite beträgt die zulässige Größe ma-
ximal  
0,60 m2. Die Abstände der Dachflächenfenster untereinander müssen
mindestens 1,80 m betragen, ausnahmsweise können 2 Fenster ne-
beneinander zugelassen werden. 
 
Dacheinschnitte sind ebenso wie Dachliegefenster, die über die Dach-
fläche ragen (so genannte aufgekeilte Dachliegefenster), nicht zulässig. 
Dacheinschnitte können auf den vom öffentlichen Verkehrsraum abge-
wandten Seiten ausnahmsweise zugelassen werden; sie dürfen nicht in
Verbindung mit Dachaufbauten auf derselben Dachseite hergestellt wer-
den. 

 
- Dachdeckung 

Dächer (auch Dachaufbauten) sind mit Tonziegeln in naturbelassener
roter Farbe einzudecken. 

 
 

3. Andere Bauteile 
 
- Balkone und Wintergärten 

Balkone, balkonartige Wintergärten u. ä. verglaste Vorbauten sind nur
auf den vom öffentlichen Verkehrsraum abgewandten Seiten zulässig. 

 
- Markisen und Vordächer 

Markisen sind auf den dem öffentlichen Verkehrsraum zugewandten
Fassaden nur im Erdgeschoss zulässig; sie müssen einer Öffnung zu-
geordnet sein und sollen im geschlossenen Zustand in der Öffnungslei-
bung untergebracht werden. Vordächer sind an den dem öffentlichen
Verkehrsraum zugewandten Fassaden nicht zulässig. 

 
 
1.2 Im Mischgebiet 2 und 3 (MI2 und MI3) gilt: 

1.2.1 Dächer sind nur als Flachdächer zulässig. Diese sind zumindest extensiv zu
begrünen. 

 
1.2.2  Dachaufbauten auf Flachdächern von Gebäuden mit weniger als 3 Vollge-

schossen sind nicht zulässig. Dachaufbauten auf Gebäuden mit mindestens 3
Vollgeschossen sind zulässig, wenn ihre Außenwände allseitig um mindestens
2,0 m gegenüber dem darunterliegenden Geschoss zurückversetzt sind. 

 
1.2.3  Die Verkleidung baulicher Anlagen kann ausnahmsweise zugelassen werden,

wenn sie mit blendfreien Materialien in gedeckten Farbtönen ausgeführt wird. 
 
 
2. Werbeanlagen und Automaten 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 
 
2.1 Allgemeine Grundsätze 

 
1. Werbeanlagen dürfen nur an Gebäuden angebracht werden. 
 
2. Folgende Werbeanlagen sind nicht zulässig: 
 - senkrecht übereinander stehende Schriftzeichen 

- Beklebungen oder Verdeckung von mehr als 15 % der Fläche von
Schaufenstern und sonstigen Öffnungen an baulichen Anlagen 

 - Spruchbänder und Fahnen 
 - Schriften auf Tafeln oder Bändern 
 - Kästen für Stechschilder, Zeichen, Embleme, Schriftzüge 
 - Schriften und Zeichen an Vordächern und Markisen 
 - selbstleuchtende Transparente 
 - für Anschläge bestimmte Werbeanlagen über 0,5 m2 Größe, ausge-

nommen Litfasssäulen 
 - Werbeanlagen als selbständige gewerbliche Hauptnutzungen. 
 

2.2 Gestaltungsregeln 
 
1. Ort der Anbringung und Anzahl der Werbeanlagen und Automaten  
 
- Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung im Bereich des Erd-

geschosses oder der Brüstung des 1. Obergeschosses zulässig. 
 
- Je Betrieb oder Institution ist an jeder Gebäudefront nur eine Werbean-

lage zulässig. Zusätzlich kann ein ergänzendes Firmenzeichen oder
Emblem oder Stechschild zugelassen werden. 

 Werbeanlagen für verschiedene Geschäfte oder Institutionen an einem
Gebäude sind in Größe, Art, Form und Farbe aufeinander abzustim-
men. 

 
- Automaten sind nur in Laden- und Hauseingängen, Hofeinfahrten oder

Passagen sowie als integrierter Bestandteil von Schaufensteranlagen
zulässig. 

 
2. Gestaltung der Werbeanlagen 
 
- Schriftzüge sind mit Einzelbuchstaben in horizontaler Anordnung aus-

zuführen. Die Einzelbuchstaben dürfen selbstleuchtend sein. 
Der Corpus der Schrift darf max. 30 cm hoch sein; bei Worten, die aus
firmenbezogenen Gründen nur aus Großbuchstaben bestehen, sind
Buchstabenhöhen  bis  40 cm  zulässig. Größere Höhen  können  zuge- 

lassen werden, wenn 1/3 der Höhe der Anbringungsfläche nicht über-
schritten wird.  
Die Schriftzüge dürfen in der Breite max. 2/3 der freien Wandfläche ein-
nehmen. 
Einzelbuchstaben in künstlerischer Ausführung aus Metall und aufge-
malte Schriften können höher ausgeführt werden. 

 
- Stechschilder dürfen eine Höhe von max. 90 cm und eine Ausladung

von max. 120 cm nicht überschreiten (Schildmaß). 
 
- Embleme und Zeichen dürfen eine Höhe von max. 50 cm, eine Breite

von max. 50 cm und eine Tiefe von max. 15 cm nicht überschreiten. 
 
 Glänzende, reflektierende, grelle oder sehr dunkle Farben und Materia-

lien und Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind
nicht zulässig. 

 
 
3.  Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke

sowie Zulässigkeit von Einfriedigungen  
 (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
 
3.1 Plätze für bewegliche Abfallbehälter sind baulich oder durch Bepflanzungen

gegen Einsicht von öffentlichen Anlagen und Verkehrsflächen abzuschirmen. 
 
 
3.2 Einfriedigungen 
 Einfriedigungen gegenüber dem öffentlichen Verkehrsraum müssen einen ge-

stalterischen Bezug zur Gebäudesubstanz der Altstadt aufweisen. Sie dürfen
eine Höhe von 1,20 m nicht unterschreiten.  

 
 
4.  Außenantennen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 
 
4.1 Im Bereich des Mischgebiets 1 (MI1) gilt die Satzung über die Zulässigkeit von

Antennenanlagen im Bereich der historischen Altstadt mit Abgrenzungsplan
vom 27.01.1993, in Kraft getreten am 10.02.1994. 

5.  Abstandsflächen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 7 LBO) 

 
5. Im Mischgebiet 1- 3 (MI1 - 3) beträgt die Tiefe der Abstandsflächen 0,2 der

Wandhöhe. Sie darf jedoch 2,5 m, bei Wänden bis 5 m Breite 2 m nicht unter-
schreiten. 
 

B          Ordnungswidrigkeiten 
(§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

 
 Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften gelten die Bestim-

mungen des § 75 LBO. 
 

C          Rechtsgrundlage 
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357). 

 
B          Hinweise 
 
1. Fund von Kulturdenkmalen 

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) sind Funde, von denen anzuneh-
men ist, dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder
heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, unverzüglich
einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 

 
2. Bodenfunde 
 Im gesamten Plangebiet können Funde und Befunde aus mittelalterlicher Zeit

(ab 13. Jh.) auftreten, denen gegebenenfalls Kulturdenkmaleigenschaft zu-
kommt. An Planungen - insbesondere bei Bodeneingriffen - ist das Referat Mit-
telalterarchäologie des Landesdenkmalamtes Baden-Württemberg zu beteili-
gen. 

 
3. Grundwasser 

Das Plangebiet ist großteils überbaut. Bei Baumaßnahmen, die tiefer reichen
als die bisherigen Gründungen, ist eine hydrogeologische Erkundung durchzu-
führen. Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, ist
zusätzlich zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durch-
zuführen. Auch für vorübergehende Grundwasserabsenkungen während der
Bauzeit ist ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen; die Pläne mit Beschrei-
bung sind beim Landratsamt -Untere Wasserbehörde- einzureichen. 

 
4.  Geotechnik 
 Das Plangebiet liegt in der Talaue des Neckars. Der Untergrund besteht hier

aus etwa 5 m mächtigen Ablagerungen des Neckars (Auenlehm, darunter Ne-
ckarkies) über Tonsteinen der Bunten-Mergel-Formation. Örtlich ist mit bau-
grundbedingten Erschwernissen durch Auffüllungen sowie Schlicklinsen zwi-
schen Auenlehm und Kies zu rechnen. 

 Für größere und setzungsempfindliche Bauvorhaben werden Baugrundgutach-
ten nach DIN 4020 empfohlen. Esslingen liegt in der seismischen Zone 1 nach
DIN 4149 (Bauten in deutschen Erdbebengebieten). 

 
5. Hochwasser 
5.1 Gemäß der vorliegenden Hochwassergefahrenkarte (HWGK) ist der Planbe-

reich vor einem hundertjährlichen Hochwasser (HQ 100) geschützt und würde
nur bei einem so genannten extremen Hochwasserereignis (HQ extrem) über-
flutet. Aufgrund der Nähe zum Neckar ergibt sich hier jedoch ein Druckwasser-
bereich und es ist nicht auszuschließen, dass sich bei einem HQ 100 ein relativ
hoher Grundwasserspiegel einstellt. Vor dem Wehr am Wasserhaus in den Pul-
verwiesen wird der Wasserspiegel bei einem HQ 100 mit 236,56 m über NN
prognostiziert. Bis zu dieser Höhe könnte in etwa auch der Grundwasserspiegel
steigen. Damit sind zumindest die unterirdischen Teile von Gebäuden grund-
wassergefährdet.  

 Für den HQ 100 n-1-Fall wird eine Wasserspiegellage vom 238,4 m ü. NN
prognostiziert. 
Auf die Hochwasserschutzfibel Planen und Bauen von Gebäuden in hochwas-
sergefährdeten Gebieten, herausgegeben vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen, wird hingewiesen. 
Die Bestimmungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (VAwS) nach § 80 Wassergesetz (WG) von Baden-
Württemberg in hochwassergefährdeten Bereichen sind einzuhalten. 

6. Bodenschutz, Altlasten 
6.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gibt es mehrere Flächen, die auf

Grund von früheren Nutzungen im Bodenschutz-Kataster des Landkreises Ess-
lingen als so genannte B-Fälle auf Beweisniveau 1 mit Entsorgungsrelevanz
klassifiziert sind („B-Fälle“: Grundstücke, bei denen im Falle einer Umnutzung
oder bei Abbruch und Erdarbeiten ein Untersuchungsbedarf besteht): 
• Kiesstraße 5 (Anbau an das Wohngebäude, Werkstattnutzung bis 1958) 
• Kiesstraße 7 (ehemaliges Werkstattgebäude im rückwärtigen Hof, von

1914 bis 1977 Lackierbetrieb, Abriss ca. 1977, heute: Hofraum mit Dop-
pelgarage) 

• Kiesstraße 9 (Vorderhaus: Wohnhaus mit ehem. Werkstatt im EG, heute:
Ladengeschäft. Ehem. Werkstattgebäude im rückwärtigen Hof, Abriss ca.
1976, heute: Hofraum mit Tiefgarage/Stapelgarage) 

• ehem. Kiesstraße 30 (frühere Nutzung: Fe-Metallverarbeitung, Maschi-
nenbau, heute Verkehrsfläche, Tiefgarage und FHTE) 

• ehem. Kiesstraße 34 (frühere Nutzung: 1876 bis 1925 eisenschaffende
Industrie, 1956 bis 1976 Gummierzeugung und -verarbeitung, heute Ver-
kehrsfläche, Tiefgarage und FHTE) 

• ehem. Vogelsangstraße 1(frühere Nutzung: von 1936 bis 1959 Fe-Metall-
verarbeitung, Maschinenbau, von 1953 bis 1969 Baugewerbe, heute öff.
Verkehrsfläche). 

  Geplante Umbaumaßnahmen in diesen Bereichen sind gutachterlich zu beglei-
ten, damit evtl. anfallendes, nicht frei verwertbares Bodenmaterial separiert und
gesondert entsorgt werden kann. 

 
6.2 Des Weiteren sind im Planbereich folgende Altstandorte auf Beweisniveau 1,

Orientierende Untersuchung notwendig, klassifiziert: 
• Adlerstraße 6 (ehemaliger Feuerwehrstandort, von 1952 bis 1987 Eigen-

verbrauchstankstelle) 
• ehem. Kanalstraße 6 (frühere Nutzung: 1886 bis 1960 Chemische Reini-

gung bzw. Textilfärberei, heute öffentl. Verkehrsfläche). 
Bei diesen altlastenverdächtigen Flächen sind unabhängig von einer geplanten
Umnutzung weitere Untersuchungen erforderlich. Mit dem Amt für Wasserwirt-
schaft und Bodenschutz sind frühzeitig die weiteren Untersuchungsschritte ab-
zustimmen. 
Sollten sich Anhaltspunkte schädlicher Bodenveränderungen im Sinne des Ge-
setzes ergeben, ist das Landratsamt Esslingen - Amt für Wasserwirtschaft und
Bodenschutz -  zu informieren. 
 

6.3 Ein weiterer Altstandort ist auf Beweisniveau 3, B-Gefahrenlage hinnehmbar,
eingestuft: 
• Maille 4, 5, 6, 7, 9 (frühere Nutzung: von 1807 bis 1984 Spinne-

rei/Weberei, heute u. a. Kommunales Kino). 
Sollten sich Anhaltspunkte schädlicher Bodenveränderungen im Sinne des Ge-
setzes ergeben, ist das Landratsamt Esslingen - Amt für Wasserwirtschaft und
Bodenschutz -  zu informieren. 

 
7.  Baufibel  

Die Baufibel für die Esslinger Altstadt gibt erläuternde Hinweise für die Erhal-
tung und Gestaltung baulicher Anlagen. 
 

8. Satzung über die Gesamtanlage „Esslingen am Neckar“ 
 Das Gebiet des Bebauungsplanes - mit Ausnahme des Bereichs südlich des

Wehrneckars - befindet sich im Geltungsbereich der Satzung über die Gesamt-
anlage  „Esslingen am Neckar“, die seit  04.08.2001 rechtsverbindlich ist. Damit 

ist das Orts-, Platz- und Straßenbild dieses Bereiches unter Gesamtanlagenschutz ge-
stellt im Sinne des § 19 Denkmalschutzgesetz Baden-Württemberg. 

 
9. Verwendungsverbot für Brennstoffe 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die "Satzung über die be-
schränkte Verwendung luftverunreinigender Brennstoffe“ vom 13.11.1995 /
19.11.1997. 

 
 
C          Aufgehobene Vorschriften 
 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes treten in seinem räumlichen Geltungs-
bereich alle bisherigen Vorschriften außer Kraft, dies gilt insbesondere für: 

 
     -   den Bebauungsplan  Küferstraße/Milchstraße (796) 
       Lageplan vom     10.11.1998 
                  Inkraftgetreten am   05.08.1999 
 
  -   den Bebauungsplan  Kiesstraße/Kanalstraße (746) 
       Lageplan vom     01.07.1992 
                  Inkraftgetreten am   17.07.1993 
 
     -   den Bebauungsplan  Kiesstraße/Obertorstraße (683) 
       Lageplan vom     24.06.1987/08.02.1988 
                  Inkraftgetreten am   26.05.1988 
 
  -   den Bebauungsplan  Kies-/Adlerstraße (673) 
       Lageplan vom     10.05.1986 
                  Inkraftgetreten am   11.12.1986 
 
     -   den Bebauungsplan  Neckar-/Ulmerstraße (618) 
       Lageplan vom     02.04.1975/10.06.1976 
                  Inkraftgetreten am   16.06.1976 
 
  -   den Bebauungsplan  Fabrikstraße I (595) 
       Lageplan vom     30.10.1973 
                  Inkraftgetreten am   27.05.1974 
     -   den Bebauungsplan  Innenstadtgebiet (488) 
       Lageplan vom     22.01.1963 
                  Inkraftgetreten am   13.03.1964 
 
  -   den Bebauungsplan  Kiesstraße/Kanalstraße (486) 
       Lageplan vom     18.09.1963/06.112.1963 
                  Inkraftgetreten am   17.02.1964 
 
 
D          Rechtsgrundlagen 

 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I S. 1509). 

 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur
Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von
Wohnbauland vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466). 


